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Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die Verordnung, die am 4. April 1969 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 14. April 1969 an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
25. Juni 1969 zur Beratung überwiesen. Es handelt 
sich um eine sogenannte Nachlaufver Ordnung, bei 
der der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 7 des 
Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht in einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung hat. 

Griechenland stehen nach dem Protokoll Nr. 14 
zum Assoziierungsabkommen von 1961 Zollkontin- 
gente für Trinkweine und für Verarbeitungsweine 
zu den gegenüber den übrigen EWG-Mitgliedstaa- 
ten jeweils geltenden Binnenzollsätzen zu. Die Zoll- 
kontingente für den Kontingentszeitraum 1968/69 
(1. November 1968 bis 31. Oktober 1969) wurden in 
der vom Bundesminister für Finanzen unmittelbar 
erlassenen 19. Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs auf insgesamt 118 500 hl festgesetzt. 

Im Gegensatz zur Bundesrepublik können diese 
Weine aus Griechenland in die Benelux-Staaten zoll- 
frei und ohne mengenmäßige Beschränkungen einge- 
führt werden, ausgenommen die Weine mit einem 
Alkoholgehalt über 12 Grad, auf die für jedes über- 
schüssige Zehntel Grad Alkohol ein Zollsatz er- 
hoben wird. Infolge der noch bestehenden Zolldis- 
paritäten zwischen der Bundesrepublik und den 


Benelux-Staaten wurden in letzter Zeit in vermehr- 
tem Umfang Verarbeitungsweine, insbesondere 
Brennweine, die ganz oder teilweise Weine grie- 
chischer Erzeugnisse enthalten, über die Benelux- 
Länder in die Bundesrepublik eingeführt. Diese Ein- 
fuhren erschweren jedoch die ordnungsgemäße 
Durchführung der mit Griechenland vereinbarten 
Zollkontingente und verringern auch die Möglich- 
keiten für den Absatz von Industrieweinen aus den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Die Kommission hat daher nach Einigung mit 
Griechenland am 5. Juni 1968 die Bundesrepublik 
ermächtigt, für Verarbeitungsweine, die die Gesamt- 
menge von 228500 hl (Direkteinfuhren von 118 500 hl 
und Umwegeinfuhren über die Benelux-Länder mit 
110 000 hl) in dem Zeitraum vom 1. November bis 
31. Oktober des folgenden Jahres überschreiten, 
eine Ausgleichsabgabe zu erheben. 

Da diese Höchstmengen nach entsprechenden Ein- 
fuhren aus Holland erreicht sind, hat die Bundes- 
regierung in der vorliegenden Verordnung die Er- 
hebung der genannten Angleichungszölle für den 
laufenden Kontingentszeitraum bis zum 31. Oktober 
1969 angeordnet. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, von seinem 
Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 
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